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Beklagte und Revisionsbeklagte°

?

Der 2313énat des Buhdessozialgcrichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 290 Juni 1966 durch
:'i:

Senatspräsident % B r a c k m a n ni
‘ —Vorsitzender — ,Bundesrichter D e m i a n i

_

und}

Bundesrichter H u n g e r, '

_Bundessozialrichter V o l p e r s und?

Bundessozialrichter K n i e p m e y e r

für Recht erkannt:

Die Revision gegen
das Urteil des Landessozial—‘i.

gerichts Baden—Württemberg vom 280 Februar 1962

wird zurückgewiesen°

Außergérichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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.*
Der Kläger beansprucht Entschädigung für die Folgen eines

’ Verkehrsunfalls vom 13° April 19450

Aus dem Vortrag des Klägers ergibt sich folgender Sachver—

halt: Der Kläger, der Tierarzt ist} wurde im Jahre 1899 in
Mährisch—Ostrau geboren° Nach der Errichtung der tschechos—

lowakischen Republik wurde er tschechoslowakischer Staatsan-

gehöriger und war zuletzt Veterinäroffizier in einem

tschechoslowakischen Reiterregiment° Nach der Errichtung des

Protektorats Böhmen und Mähren erhielt er die deutsche

Staatsangehörigkeit° Er wurde Veterinärrat und Schlachthof—l

Direktor in Olmützo Sein Gehalt wurde ihm aber nach seinen

Angaben durch die Oberkasse des deutschen Staatsministeriums

für Böhmen und Mähren gezahlto Neben seiner Tätigkeit im

öffentlichen Dienst betrieb er eine Privatpraxis als Tier-

‚ arzt9 aus der er nach seinen Angaben ein Einkommen von

.
jährlich etwa 149000,-- RM hatte„

Am 13„ April 1945 fuhr der Kläger mit dem Wagen eines Volks-

sturmführers von Olmütz nach Neboteinp wo er ein Tier unter—

suchte und behandelteo Auf dem Rückweg wollte er in Olmütz—

Neustift bei einem Landwirt eine Kuh untersuchen„ Auf dieser

Fahrt stürzte der Wagen in einen frisch ausgehobenen Panzer—

graben9 der sich hinter einer Hügclkuppe befand und nicht

durch Absperrung gekennzeichnet war° Der Kläger erlitt

schwere Verletzungen und befand sich längere Zeit in statio-

närer Krankenhausbehandlungo ' '

Im Jahre 1948 kam der Kläger in das Bundesgebieto
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Der Kläger machte zunächst ohne Erfolg Ansprüche nach dem

Körperbeschädigten—Lcistungsgesetz bei der damalig zustän-

digen Landesversioherungsanstalt (LVA) Hessen geltend und

später nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) beim Versor-

gungsamt Heidelberg° Diese Ansprüche wurden mit der Be-

gründung abgelehnt9 daß es sich um einen Verkehrsunfall

gehandelt habe‚ der nicht Folge einer unmittelbaren Kriegs—

einwirkung gewesen sei„ Auch die Versuche des Klägers? An-

sprüche bei der Hessischen Ausführungsbehörde für Unfall-

versicherung9 bei der Bundesausführungsbehörde für Unfall—

versicherung und bei der Bundesvermögens$telle in Stuttgart

geltend zu machen? hatten keinen Erfolgo

Im September 1956 wendete sich der Kläger an die beklagte

Berufsgenossenschaft (BG) für Gesundheitsdienst und Wohl—

fahrtspflege° Diese veranlaßte uoa° eine ärztliche Unter-

suchung? die zu dem Ergebnis führte, daß die Erwerbsfähigkeit

des Klägers durch Folgen des Unfalls noch um 50 voHo gemin—

dert sei, und lehnte schließlich durch Bescheid vom

250 September 1957 die Entschädigungsansprüche aus Anlaß des
Unfalls, den der Kläger am 150 April 1945 in seiner eigenen

Praxis als Tierarzt erlitten habe? mit folgender Begründung '

ab: Der Kläger habe bei der Ausübung seiner tierürztlichen
Privatpraxis nach dem im Protektorat Böhmen und Mähren gel—

tenden Recht nicht unter Versieherungsschutz gestandenq Das

Recht der Reichsversicherung habe für den Kläger nicht gem
gelteno “

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger Klage beim Sozialgericht

(SG) Mannheim erhoben° Er trägt vor9 daß er niemals bei der
Unfallversicherungéanstalt für Mähren in Brünn gegen Unfall

versichert gewesen sein ist jedoch der Auffassung? daß für

ihn als deutschen Staatsangehörigen und Mitglied der Reichs-
ticrürztckammer das Recht der Reichsversicherung ebenso ge-
golten habe wie für die Tierärzte im übrigen Reichsgebieto

I—J
[l.

n

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 __

Das SG hat durch Urteil vom 170 April 1959 die Klage ab—
gewieseno Das SG hat mit ausführlicher Begründung darge—‘

legt, daß für die Tätigkeit des Klägers in seiner Privat—

praxis als Tierarzt das Recht der Reichsversicherung nicht

gegolten und nach dem im Protektorat geltenden Recht kein

. Versicherungsschutz gegen Unfälle bestanden habeq Außer—

dem hat das SG ausgeführt‚ daß der Unfall des Klägers

nicht auf eine unmittelbare Kriegseinwirkung im Sinne des

5 5 Abs° 1 a BVG zurück2uführen sei„ so daß keine Veran-

lassung bestehe9 die Sache nach 5 181 Satz 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) an das Landéssozialgerieht (LSG)

abzugebeno

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung beim LSG

Baden—Württemberg eingelegt und zur Begründung erneut aus—
führlich seine Auffassung dargelegt9 daß für ihn als deut—

schen Staatsangehörigen und deutschen Beamten nicht das

Sozialversieherungsreeht des Protektorats9 sondern das

Recht der ReichsversiCherung gegoltén habe„ Das LSG hat

durch Urteil vom 280 Februar 1962 die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG Mannheim vom 170 April 1959 zu—
rückgewiesen und die Revision zugelassen° Das LSG hat als

erwiesen angesehen9 daß der Kläger am 130 April 1945 einen

Unfall bei der Ausübung seiner privaten Praxis als Tierarzt

_
erlitten hat„ Im übrigen hat es ua ausgeführt: Der Kläger
habe nach dem im Protektorat geltenden Unfallversiehcrungs—

recht bei der Ausübung seiner Privatpraxis nicht unter Ver-

sicherungsschutz gestanden° Die verschiedenen vom Kläger

angeführten Verordnungen und Gesetze hätten nicht zur Folge

gehabt9 daß für den Kläger bei der Ausübung seiner Privat—

praxis Versicherungsschutz nach Reichsrecht bestanden habeo

Der Kläger habe somit zur Zeit des Unfalls vom 150 April

1945 nicht zu dem gegen Unfall versicherten Personenkreis
gehört° Es bestehe auch keine Veranlassung, die Sache nach

5 181 SGG an das Bundessozialgericht abzugeben; denn das

_ 5 _
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SG habe mit Recht die Frage verneintp ob es sich bei dem

Unfall um eine unmittelbare Kriegseinwirkung im Sinne von
@5 Abs° 1 a BVGhandeleo

Der Kläger? dessen Prozeßbevollmächtigtén das Urteil des

LSG am 260 Juni 1962 zugestellt werden ist? hat gegen das

Urteil am 60 Juli 1962 Revision eingelegt mit dem Antrag9

.unter Aufhebung des angefochtenen Urteils9 des Urteils

des SG Mannheim und des Bescheids der Beklagten die

Beklagte zu verurteilenp den am 130 April 1945 er-
littenen Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen und ihm'

für die (im Antrag näher bezeichneten) Unfallfolgen vom

10 Juni 1948 an Rente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit um 50 VCHc zu gewähren°

Nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist (@ 164

Abs° 1 Satz 2 SGG) bis zum 260 September 1962 hat der Klä-

ger die Revision am 120 September 1962 begründete

Die Beklagte beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd-

liche Verhandlung einverstanden erklürt„ Der Senat hat von

der Möglichkeit Gebrauch gemacht? ohne mündliche Verhandlung
durch Urteil zu entscheiden (@ 124 Abs., 2 SGG)„
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Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und innerhalb der verlängerten Revisionse

begründungsfrist begründet worden° Sie ist also zulässige

Jedoch hatte sie keinen Erfolgo

Der Kläger ist der Auffassung, daß er zur Zeit des Unfalls.

vom 130 April 1945 während der Tätigkeit für seine tierärzt;

liche Brivatpraxis nach 5 537 Nro 2 der Reichsversicherungs—

ordnung (idF des am 10 Januar 1942 in Kraft getretenen
6; Änderungsgesetzes - 60 ÄndG —vom 90 März 1942 - BGBl„
I 107 RVO aF) als im Veterinärwesen Tätiger unter Ver-

,
sicherungsschutz gestanden habe() Diese Rechtsauffassung Äh

trifft9 wie das LSG Zutreffend ausgeführt hat, nicht zug/„"

Das Protektorat Böhmen und Mähren wurde zwar?

wée
sich aus

Arte 1 des Erlasses des "Führers und Reichskanzlers" vom
169 März 1939 (RGBl° I 485) ergibt, staatsrechtlich als Be-

standteil des "Großdeutschen Reiches" angesehen und war des—
halb z„Bo auch für die Anwendung der Vorschriften der Reichs—

versicherungsgesetze "Inland" (vgla Erlaß des Reichsarbeits—

ministers - RAM - vom 210 September 1939 - AN 468)° Das hatte
jedoch nicht zur Folge? daß das im Reich geltende Recht nach

dem Willen des Reichsgesetzgebers ohne weiteres auch im

Protektorat Geltung haben sollte° Das Reich nahm zwar für

sich die Befugnisse in Anspruch, Recht auch mit Wirkung für

das Protektorat zu setzen und sogar Verwaltungszweige durch

reichseigene Behörden in Eigenverwaltung zu übernehmen
‚(Arte 11 des Erlasses vom 160 März 1939)„ Jedoch bedurfte es

zur „inführung des Reichsrechts im Protektorat jeweils be—

sonderer Rechtsetzungsakte (vglc die Verordnung über Rechts—

vorschriften des Reichs für das Protektorat Böhmen und Mähren

Vom 30 April 1959 - BGBl I 704 - und als Beispiele für solche

\
—7-
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e.? -
_Rechtsetzungsakte die Verordnungen über die Ausübungen der

Strafgerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und Mähren, über

die deutsche Gerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und

Mähren und über die Ausübung der bürgerlichen_Rechtspflege

im Protektorat Böhmen und Mähren vom 140 April 1939 -
BGBl I so 754, 752 und 759)„ Im übrigen blieb das bisherige
Recht im Protektorat grundsätzlich in Kraft (Arte 12 des

Erlasses vom 160 März 1939), und das Protektorat war auf

Grund der ihm belassenen Autonomie (Arte 5 des Erlasses

vom 160 März 1939) berechtigt9 auf allen nicht vom Reich
durch Errichtung einer eigenen Verwaltung oder die Ein-

führung von Reichsrecht in Anspruch genommenen Rechtsge—

bieten weiterhin eigenes Recht zu setzen? und zwar? soweit

nicht reichsrechtliche Vorschriften entgegenstanden, mit
Wirkung für alle Bewohner des Protektorats ohne Rücksicht

auf ihre Staatsangehörigkeit°

Auf dem Rechtsgebiet der Sozialversicherung blieb während

:der gesamten Zeit der Zugehörigkeit des Protektorats zum

Deutschen Reich das bisherige Recht grundsätzlich in Kraft
und wurde nur durch die eigene Gesetzgebung des Protektorats

geänderte Dieses Recht galt, was der Kläger verkenntp grund-

sätzlich für alle Bewohner des Protektorats und enthielt

keine Unterscheidungen auf Grund der Staatsangehörigkeit°

Wie der 10 Senat im Urteil vom 260 Juni 1959 (BSG 10, 118,
125) ausgeführt hat, galt das Sozialversicherungsrecht des

Protektorats auch für Einzelpersonen oder Unternehmen‚ die

ihren Wohnsitz oder Sitz aus dem übrigen Reichsgebiet in
das Protektorat verlegten oder dort Zweigunternehmen er-
richteteno Entgegen der vom Kläger in der Berufungsbe—

gründung (vom 180 Juli 1959) beispielsweise angeführten Auf—

fassung wiirde9 wenn ein Tierarzt seine Privatpraxis aus dem

übrigen Reich an einen Ort im Protektorat verlegt hätte9 für

die Sozialversicherung des Tierarztes und der bei ihm be-
schäftigten Personen von da an ohne Rücksicht auf die Staats—

angehörigkeit der Betroffenen nur das Recht des ?rotektorats

gegolten haben°
‘ _ 8 _
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_ 8 _

Abgesehen von den Fällen der "Ausstrahlung" (vgl° BSG 177 173;
20, 69) galt eine Ausnahme von dieser auf dem Térritorinli—

tät3grundsatz beruhenden Rechtslage zunächst nur für die

Bediensteten der Dienststellen und Behörden des Reichs im

Protektorat9 und zwar ursprünglich nur für die deutschen

Staatsangehörigen9 später für alle Bediensteten (Verordnungen

vom 50° August 1959 und 280 Juni 1941 - BGBl 1939 I 1737,1941

'I 375 - vgl° AN 1939, 448; 1941, 286)° Erst im Jahre 1944 ist
durch Erlaß des Reichsarbeitsministcrs (vom 1„ Juni 1944?
AN 151) bestimmt werden9 daß auch für die Beschäftigten in

Unternehmen, die aus dem übrigen Reichsgebiet in das Protek—

torat verlagert worden warst weiterhin die Vorschriften der

_Rcichsversieherung gelten sollten„ Diese Ausnahme war jedoch

ausdrücklich auf die Fälle beschränkt, in denen die Lohn—

oder Gehaltszahlung nicht im Protektorat, sondern von einer

“telle im übrigen Reichsgebiet vorgenommen wurde„

Das LSG hat auch zutreffend ausgeführt9 daß
dig

Ausnahme-

regelung für die Behörden und Dienststellen des Reichs im

Protektorat keine Grundlage für einen Anspruch des Klägers

nach den Vorschriften der reichsgesetzlichen Unfallversicherung

bildetc Die Revision bezweifelt zwar9 daß der Kläger? wie

das DSG angenommen hat9 Bediensteter einer Dienststelle der

Protektoratsverwaltung und nicht einer Dienststelle des _;3
Reichs im Protektorat waro Mit der Auffassung des LSG stimmt

jedoch übereinv daß der Kläger selbst in dem Antrag an die

Landesversicherungsanstalt Hessen vom 220 Juni 1948 ange-
geben hat9 er sei "von 1939 bis 1945" bei dem "Heilfond d„

Beamten" (doho bei dem Heilfonds der öffentlichen Bediensteten

in Prag) krankenversichert gewesen9 während für Beschäftigte

bei Dienststellen und Behörden des Reichs im Protektorat9
soweit sie nicht als Beamte versicherungsfrei waren (vgl°

% 169 RVG)9 die Betriebskrankenkasse des Reichs zuständig

war (Verordnung vom 300 August 1939 BGBl I 17379 5 2 - vgl„

AN 1939; 448)„ Doch kann das dahingestellt bleiben? denn die

_9_.
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Geltung des Rechts der reichsgesetzlichen Unfallvcrsicherung

für die Tätigkeit in Behörden oder Dienststellen des Reichs

im Erotektorat würde sich ohnehin nicht auf die Tätigkeit
des Klägers in seiner Privatpraxis erstreckt haben, abge—

sehen davon, daß der Kläger als Beamter nicht zu dem vom

Versicherungsschutz der reichsgesetzlichen Unfallversicherung

erfaßten Personenkreis gehört haben würde (5 541 Nro 1 RVG

aF), sondern auf beamtcnrechtliche Unfallfürsorge angewiesen

gewesen wäre°

Daß die Verordnung über die Anwendung deutschen Rechts auf

deutsche Staatsangehörige im Protektorat Böhmen und Mähren

vom 200 Juli 1939 (BGBl I 1309) sich nur auf das Heimat—

recht9 das Eherécht und dastersonenstandsrecht bezieht und

keine unmittelbare Auswirkungen für das im Protektorat

geltende Sozialversicherungsrecht hat? ist vom LSG zu—
treffend ausgeführt wordeno Das gleiche gilt von der Ver-

ordnung vom 23° Dezember 1940 (BGBl I 1664), durch die für.

die Tierärzte deutscher Staatsangehörigkeit im Protektorat
die Reichstierärzteordnung eingeführt worden ist„ Auch die

hierdurch eingeführte Mitgliedschaft in der Reichstier-
ärztekammcr hatte nicht etwa zur Folge, daß für die dieser
Kammer angehörenden Tierärzte im Protektorat das für die

Tierärzte im übrigen Reichsgebiet geltende Sozialver—

sicherungsrecht eingeführt wurde„ Der Erlaß des RAM vom
120 April 1943 (AN 183) ist für einen Anspruch des Klägers
nach den Vorschriften der reichsgesetzlichen Unfallver-

sicherung schon deshalb ohne Bedeutung, weil sich dieser

Erlaß nicht auf den Versicherungsschutz der Mitglieder der
in ihm bezeichneten Organisationen bezieht, sondern nur die

Zuständigkeit für die Unfallversicherung der in den Organi-

sationen selbst Beschäftigten regelt°

- 10 _
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Das LSG ist somit zutreffend davon ausgegangen„ daß die
Frage, ob der Kläger während der Tätigkeit in seiner Privat—

praxis als Tierarzt unter Unfallversicherungsschutz stand„

auf Grund des Sozialversicherungsrechts des Protektorats zu
entscheidenisto Das LSG hat diese Frege'auch mit Recht ver-
neint°

{1.1-

IZur Zeit des Unfalls vom136April 1945galt im Protektorét
das Gesetz betreffend die Unfallversicherung der Arbeiter vom

280 Dezember 1887 in der Fassung der Kundmachung 195/1944

vom 40 Juli 1944 (Sammlung der Gesetze und Verordnungen des

Protektorats Böhmen und Mähren — Slg — 1944 So 905)9 die auf

der Regierungsverordnung vom 210 Dezember 1943 betreffend die
Unfällvcrsicherung (Slg 1/1944) beruhte° Durch die Regierungs—

verordnung 1/1944 war das Unfallversicherungsrecht des

Protektorats zwar in zahlreichen Einzelheiten den Ver-

änderungen des 35 Buches der RVO durch das 60 ÄndG angegli-
chen worden() Die Gesetzgebung des Protektorats hatte jedoch

nicht die Beschäftigung auf Grund-eines Arbeits—, Dienst—

oder Lehrverhältnisses (vglo @537 Nr° 1 RVG aP) als ent-
seheidendes Merkmal und Ausgangspunkt für die Abgrenzung des

vom Unfallversicherungsschutz erfaßten Personenkreises be"

nutzt? sondern an dem Grundsatz festgehalten? daß die vom
Unfallversicherungsschutz erfaßten Unternehmen und Tätig—

keiten in einer ausschließenden Aufzählung aufgeführt wurden

'(vglo ZGB° @ 537 RVO idF vor dem 60 ÄndG)o In 5 1 des Gem ‘

set:es betreffend die Unfallversioherung (Slg 195/1944) Sind

deshalb nicht - wie in 5 557 Nr„ 2 RVOaF - die im Gesund-
heits— und Veterinärwesen Tätigen als verSichert aufgeführt?

sondern nur Anstalten und Einrichtungen des Gesundheitswesens

und Veterinärwesens (@ 1 Nr° 17 und 18)9 zu denen die Privat-

prnxis eines Tierarztes nicht gehört° Für Tierärzte enthält

dasGesetz 195/1944 nur in 5 2 Nro 4 eine Sondervorschrift9

wonach Tierärzte und Fleischbeschauer bei der ?usübung der

_ 11 _
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Schlachttier— und Fleischbeschau nach der im Protektoratr

geltenden Regierungsverordnung über die Fleischbeschau ver-

sichert sind° Die Tätigkeit eines Tierarztes in seiner

Privatpraxis stand hiernach nicht unter Versicherungsschutz°

Da der Kläger während der Fahrt für seine Privatpraxis am

130 April 1945 somit weder nach Reichsrecht noch nach dem

im Protektorat geltenden Unfallversicherungsrecht unter Ver-

sicherungsschutz stand? fehlt es an einer Grundlage für An—

sprüche nach dem Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz (vom

7„ August 1953 - FAG) oder nach dem Fremdrentengesetz - ERG-
(Art„ 1 des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungsge-

setz — FANG — vom 250 Februar 1960), denn sowohl nach 5 1

Abs° 2 Nr° 1 und 2 FAG als auch nach 5 5 Abso 1 Nrc 1 und

2a FRG genügt es zur Begründung eines Anspruchs nach Fremd—

rentenrecht nicht9 daß der Unfall, wenn er sich im jetzigen

Bundesgebiet eréignet hätte, nach dem damals geltenden Recht

unter Versicherungsschutz gestanden hätte, vielmehr ist

darüber hinaus erforderlich? daß der Verletzte im Zeitpunkt

des Unfalls nach dem am Unfallort geltenden Recht unter Ver-

sicherungsschutz stand (vgl° z„BO BSG 21, 144)„ Ein Anspruch

nach Fremdrentenrecht kann auch weder aus 5 17 Absc 8 FAG

noch aus 5 5 Abs„ 1 Nrn 2b FRG hergeleitet werden° Denn es
fehlt schon an der Voraussetzung, daß im Unfallzeitpunkt im
Protektorat eine "ordnungsmäßig geregelte Unfallversicherung

nicht durchgeführt" war„ Zur Bejahung dieser Voraussetzung
genügt es nicht? daß das Unfallversicherungsgesetz vom Jahre

1887 auch in der Fassung der Kundmachung 195/1944 hinsicht-
lich des vom Versicherungsschutz erfaßten Personenkreises

noch nicht so weit ging wie das 50 Buch der EVO idF des

6° ÄndG„ '

-']2.-.
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Da der Kläger hiernach für die Folgen des Unfalls vom
13„ April 1945 keinen Anspruch auf Entschädigung nach den

Vorschriften der gesetzlichen Unfallversicherung hat9 be—

darf es keiner Prüfung9 ob dieser Unfall eine gesundheits—’

schädigende Einwirkung im Sinne des @ 1 BVG war, so daß

ein unfallversicherungsrechtlicher Anspruch durch 5 54 BVG

ausgeschlossen sein würdeo
_ l

Die Revision des Klägers ist als unbegründet zurückzuweiseno

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens ergeht auf Grund von 5 193 SGG„
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